
Ukraine-Konflikt�entschärfen�durch�Stopp�der�Expansion

von�NATO�und�EU

Wir�fordern�den�Stopp�neuer�Waffenprogramme�wie�z.B.

das�Raketenabwehrsystem�in�Osteuropa�und

Verhandlungen�über�atomare�und�konventionelle�Abrüstung

mit�Russland.

NATO�und�EU�betreiben�seit�langem�eine�schrittweise
Einkreisung�Russlands.�Dies�wurde�in�den�letzten�Jahren
durch�die�geplante�Stationierung�eines�Raketenabwehr-
systems�vorangetrieben�und�wird�aktuell�durch�die
wirtschaftliche�und�militärische�Bindung�der�Ukraine�an�die
EU�drastisch�verschärft.�Für�Russland�verletzen�diese
Aussichten�seine�sicherheitspolitischen�Kerninteressen.
Die�Beschlüsse�des�NATO-Gipfels�vom�September�2014
(u.a.�Aufbau�von�Einsatzhauptquartieren�in�Osteuropa
sowie�einer�superschnellen�Eingreiftruppe,�Verstärkung�der
Manövertätigkeit,�Mehrausgaben�für�Rüstung)�und�die
Fortsetzung�der�Sanktionspolitik�sind�geeignet,�den�Konflikt
zu�eskalieren.

Es�gilt,�das�Kriegsbündnis�NATO�abzurüsten.�Die
demokratischen�und�zivilen�Strukturen�der�Vereinten�Nationen
müssen�gestärkt�werden.�Bei�drohenden�oder�schon
existierenden�Gewaltkonflikten�muss�nach�den�Regeln�des
Völkerrechts�und�der�UNO-Charta�mit�ihrem�strikten
Gewaltverbot�verfahren�werden.
Für�die�Lösung�des�Ukraine-Konfliktes�sind�seitens�der�UNO
vorgesehene�Schlichtungsverfahren�und�die�OSZE�als�Institution
einzuschalten.�Ähnlich�wie�bei�anderen�nationalen�und
ethnischen�Konflikten�kann�nur�die�Entwicklung�föderaler
Strukturen�zu�einer�dauerhaften�Lösung�führen.�Die
Bundesregierung�soll�sich�dafür�einsetzen,�dass�die�Ukraine
einen�neutralen�Status�festschreibt.
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Die�Waffen�nieder!
Grenzen�öffnen�für�Menschen.�Grenzen�schließen�für�Waffen.

Fluchtursachen�bekämpfen�-�Waffenexporte�stoppen

Wir�fordern:

Krieg�und�massive�Verarmung�breiter�Bevölkerungsschichten
gehören�zu�den�zentralen�Gründen,�die�Menschen�zur�Flucht
zwingen.�Mit�den�Kriegen�in�Afghanistan,�im�Irak�und�in
Libyen�hat�die�NATO�einen�großen�Anteil�an�den
Fluchtursachen.�Das�NATO-Mitglied�Türkei�hat�den�Terror�der
IS-Milizen�in�Syrien�auf�vielfältige�Weise�unterstützt�und
bekämpft�jetzt�die�Kurden�statt�den�Islamischen�Staat.�Auf
dem�Balkan�haben�EU�und�Internationaler�Währungsfonds
mit�ihrer�erzwungenen�Politik�von�Privatisierungen�von
Staatsbetrieben,�Pensions-�und�Gehaltskürzungen,
Entlassung�von�Beamten�und�Abbau�von�sozialen

Sicherungssystemen�zu�Massenarbeitslosigkeit�und
Verarmung�beigetragen.�Die�Regierungen�der�EU-Staaten
produzieren�so�die�Flüchtlingsströme�selber.�Gleichzeitig
bekämpfen�sie�die�Flüchtlinge�mit�immer�neuen
Überwachungssystemen,�Grenzschutzagenturen�und
Militäreinsätzen.

Nicht�Flüchtlinge�sind�zu�bekämpfen,�sondern

Fluchtursachen. Eine�völlig�andere�Wirtschafts-,�Handels-
und�Entwicklungspolitik�muss�die�Grundlagen�dafür�schaffen,
dass�die�Lebens-�und�Arbeitsbedingungen�der�Menschen�in
den�Ländern�Afrikas,�des�Nahen�Ostens�und�auf�dem�Balkan
verbessert�werden.
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Abrüsten�statt�neue�Waffen�für�noch�mehr�Kriegseinsätze.

Wir�fordern�stattdessen�eine�radikale�Abrüstung.

Die�Drohnenkriege�stoppen!

Die�Bundesregierung�hat�beschlossen,�im�nächsten�Jahr
noch�mehr�Geld�für�die�Rüstung��auszugeben.�34,4�Mrd.
Euro�sollen�dann�für�militärische�Zwecke�investiert�werden.
Das�ist�eine�Erhöhung�gegenüber�2015�um�1,4�Mrd.�Euro.
Mit�deutscher�Zustimmung�hat�die�NATO�beschlossen,�dass
die�Militärausgaben�der�Mitgliedsländer�künftig�auf�2
Prozent�des�BIP�gesteigert�werden�sollen.�Das�würde�für
Deutschland�eine�Erhöhung�des�Bundeswehretats�um�67
Prozent�bedeuten.�Rüstungslobbyisten�machen�Druck�auf
die�Bundesregierung,�um�noch�mehr�Kampfpanzer�und
Schützenpanzer�zu�beschaffen.�Die�Bundeswehr�soll�damit
für�weitere�internationale�Kriegseinsätze�aufgerüstet
werden.

Die
eingesparten�Milliarden�sollten�für�Armutsbekämpfung,
Bildung,�Gesundheit�und�Umweltschutz�ausgegeben
werden.

Der�US-Militärstützpunkt�Ramstein�ist�ein�zentrales
Drehkreuz�für�die�Vorbereitung�und�Durchführung
völkerrechtwidriger�Angriffskriege.�Die�meisten�tödlichen
Einsätze�US-amerikanischer�Kampfdrohnen,�u.a.�in�Irak,
Afghanistan,�Pakistan,�Jemen,�Syrien�und�Afrika,�werden
über�die�Satellitenrelaisstation�auf�der�US-Air-Base
Ramstein�durchgeführt.
US-Drohnenpiloten�auf�verschiedensten�Militärbasen
nutzen�Ramstein�für�die�Steuerung�der�Killerdrohnen�in
weltweiten�und�illegalen�Kriegseinsätzen.�In�Ramstein
analysieren�und�aktualisieren�ca.�650�MitarbeiterInnen
ständig�die�Überwachungsdaten�der�vermeintlichen
Zielpersonen�und�leiten�ihre�Daten�dann�weiter.
Die�US-Regierung�hat�mittels�Drohnen�in�Pakistan,�Jemen
und�Somalia�fast�5000�Menschen�außergerichtlich�getötet
sowie�über�13.000�im�Afghanistan-Krieg.�Ungezählte�Opfer
gab�es�durch�US-Drohnen�im�Irak,�in�Syrien�und�in�Libyen.
Die�große�Mehrzahl�der�Opfer�waren�Unbeteiligte�wie
Frauen,�Kinder�und�alte�Menschen.�Die�Mordbefehle
werden�per�Joystick�über�die�Satelliten-Relaisstation�in
Ramstein�an�die�jeweiligen�Drohnen�übermittelt.
Zugleich�war�Ramstein�logistisch�unverzichtbar�für�die
Durchführung�des�brutalen�US/NATO-Kriegs�in�Afghanistan
und�des�US-Angriffskriegs�in�Irak.�Gleiches�gilt�für
drohende�US-Interventionskriege,�einschließlich�an�den
Grenzen�zu�Russland.
Außergerichtliches�Töten�von�BürgerInnen�anderer�Staaten

auf�deren�Territorien�verstößt�nicht�nur�gegen�die
Menschenrechts-Charta�der�UNO�und�gegen�das�Völkerrecht,
sondern�auch��gegen�unser�Grundgesetz,�wenn�das�Verbrechen
von�deutschem�Hoheitsgebiet�ausgeht�.�Das�wollen�wir�nicht
länger�hinnehmen!

und�die�Einführung�von�Kampfrobotern�im�Militär�zu
ächten,�sowie�die�illegalen�Ausspähpraktiken�der�NSA�in
Zusammenarbeit�mit�dem�BND,�wofür�Ramstein�ein
Kristallisationspunkt�ist,�zu�beenden.

Wir�fordern�daher�vom�Deutschen�Bundestag�und�von�der

Bundesregierung,�den�USA�die�Nutzung�von�Ramstein�als

Basis�zur�Drohnenkriegsführung�zu�verbieten�und�die

Satelliten-Relaisstation�zu�schließen,�zugleich�selbst�auf�die

Anschaffung�von�Kampfdrohnen�für�die�Bundeswehr�zu

verzichten

Am�1.�September�1939�begann�der�2.�Weltkrieg�mit�dem�Überfall
Nazi-Deutschlands�auf�Polen.�Wir�gedenken�der�europaweit�60
Millionen�Toten�des�Vernichtungskrieges.�Der�DGB�und�seine
Mitgliedsgewerkschaften�machen�zum�Antikriegstag�deutlich:�Nie
wieder�Krieg,�nie�wieder�Faschismus!
Doch�bis�heute�ist�die�Welt�für�viele�weiterhin�kein�sicherer�Ort.
Nie�gab�es�seit�dem�Ende�des�Zweiten�Weltkrieges�weltweit�mehr
Flüchtlinge.�Politische,�ethnische�und�religiöse�Konflikte,�Krieg�und
Bürgerkrieg,�Armut�und�Ausbeutung�zwingen�die�Menschen�zur
Flucht�(...)
Unsere�Geschichte�verpflichtet�uns�zu�entschiedenem�Widerstand
gegen�Rassismus,�Antisemitismus�und�Fremdenfeindlichkeit.�Wir
sind�bestürzt�und�beschämt�darüber,�wie�sehr�Flüchtlingen�in
Deutschland�mit�Rassismus�und�Fremdenfeindlichkeit�begegnet
wird.�Wir�verurteilen�zutiefst�die�abstoßenden�Angriffe�auf
Menschen,�die�vor�Verfolgung�und�Terror�Zuflucht�bei�uns�suchen.
Rechtsextremisten�sind�dabei�vielfach�Drahtzieher.�Auch�um�ein
klares�Zeichen�gegen�diese�menschenverachtenden�Umtriebe�zu
setzen,�brauchen�wir�endlich�ein�Verbot�der�NPD�und�aller
neofaschistischen�und�rechtsextremen�Gruppen.
Die�Würde�jedes�Menschen�ist�und�bleibt�unantastbar.�Die
Grundrechte,�so�wie�sie�in�der�EU-Grundrechtscharta�verbürgt�sind,
gelten�für�alle�Menschen�innerhalb�Europas.�Diejenigen,�die�vor
Terrorismus�und�Krieg�nach�Europa�fliehen,�haben�ein�Recht�auf
Asyl.�Die�Europäische�Union�muss�denjenigen�helfen,�die�auf�der
Flucht�über�das�Mittelmeer�in�Lebensgefahr�geraten.�Die
Flüchtlinge�brauchen�eine�menschenwürdige�Aufnahme�und
Perspektiven�auf�soziale�und�wirtschaftliche�Integration�in�Europa.
Es�ist�beschämend,�wie�Europa�darüber�feilscht,�welcher
Mitgliedsstaat�wie�viele�Flüchtlinge�aufnimmt.�Nationalismen�und
Ressentiments�haben�in�Europa�keinen�Platz.

Aus�dem�Aufruf�des

Deutschen�Gewerkschaftsbundes DGB

Frieden�schaffen�ohne�Waffen!


